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Die Abfallwirtschaft im polyzentrischen Verdichtungsraum 

Ruhrgebiet 

I. Einleitung 

In einer dichtbesiedelten und hochindustrialisierten Region wie dern Ruhrgebiet 
kommt einer nachhaltigen, das heißt die Entsorgung auflange Zeit sicherstellen­
den Abfallwirtschaft existentielle Bedeutung zu. Zunehmend wird sie zur be­
stt~menden Größe für Art und Umfang der Wirtschaft und die Dichte der 
Besiedlung. Entsorgungskosten von 900 DM je Tonne Metallrecyclingrückstän­
d~ unterstreichen, daß die Entsorgung zu einem bedeutenden integralen Bestand­
teil v?n Wirtschaft geworden ist. Die Entsorgungsinfrastruktur einer Regi?n 
zahl_t mzwischen zu den ausschlaggebenden Standortfaktoren für viele Industne­
zwelge. Sie entscheidet wieviel und welche Wirtschaft ein Raum verkraftet und 
damit über den Erhalt bestehender bzw. die Errichtung neuer Arbeitsplätze. Eine 
na~hhaltige Abfallwirtschaft ist daher Voraussetzung und Teil einer aktiven 

Wmschaftspolitik. ~bfalle entstehen in Privathaushalten und in der gewerblieben Wirtschaft. Ein 
Tell des Gewerbeabfalls ähnelt dem Hausmüll und wird rnit ihm e~tsor_gt; 
entsprechend fassen Statistiker beide Gruppen oft zusarnrnen, obgleich e~ne 
ge~rennte Erfassung für Maßnahmen zur Vermeidung und Verrnmderung hllf­
re•ch wäre. Die Datenbasis zwingt, sie auch hier gerneinsam zu b~trac~ten. "n 

Als Sonderabfall gilt ein anderer Teil der gewerblieben ProduktwnsruckstafG-
de der B . . .. b rnäß § 2 Abs. 2 Ab 

' en eschaffenhett eme besondere Uberwac ung ge . erford Ih · h die der gew•chts-
m·· . ert. re Entsorgung wird getrennt dargestellt w•e auc 

aß•g größten Abfallgruppe Bauschutt und Straßenaufbruch. 

2· Aktuelle Probleme der Abfallentsorgung 

Das R h . . . · h ft weit entfernt. In der 
Me u rgeb1et 1st von einer nachhaltigen Abfallw• r.~sc a d Notstände unrnit-
telbhrzahl der Kommunen stehen Entsorgungsengpa~se u_~ fatalistisch anmu­
te ar bevor. Sie resultieren aus einem abw~rtenden, b•~we•d~: die aufsie zukom-

nden Verhalten der zuständigen Entsche•dungsgrem•en, .tll 



mende Pro bleme e~tweder nicht erkannten oder verdrängten, gepaart mit emer 
erstaunlichen sachlichen Inkompetenz der zuständigen Fachbehörden. 

Ein Beispiel: Die 1968 in Betrieb genommene Zentraldeponie Emscherbruch 
in Gelsenkirchen wird gern gerühmt als erste Großdeponie in der Bundesrepu­
blik Deutschland, auf der Abfälle "erstmals nach Plan kontrolliert und geordnet 
abgelagert" wurden- so ein Prospekt der Abfallentsorgungsgesellschaft Ruhr­
gebiet (AGR), ein Tochterunternehmen des Kommunalverbandes Ruhrgebtet 
(KVR), der in seinen Kompetenzen zurückgeschnittene Rechtsnachfolger de> 
Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk. "Dieses Projekt", so heißt es weiter, "gab 
a llgemein den Anstoß zur Errichtung weiterer Zentraldeponien und zur umwelt­
relevanten Betrachtung des Abfallproblems" (ABF ALLENTSORGUNGSGE­
SELLSCHAFT RUHRGEBIET 1991). 

In der Nachbarstadt Bochum nahm man diesen Anstoß derart unvollkommen 
wahr, daß die dort 1978 eröffnete Zentraldeponie weder über eine Eingangswaa­
ge noch eine zusätzliche Bodenabclichtung oder ein Fassungssystem für Depo­
niegas verfügte. Erst zehn Jahre später wurde eine Waage installiert, 1990 em 
Ingenieurbüro mit der Voruntersuchung zur Deponiegaserfassung beauftragt. 
Dieser Stand der Technik war in Gelsenkirchen schon 20 Jahre früher realisiert 
worden. 

Kopfschütteln muß a uch die Handhabung der Preisgestaltung als Steuerungs· 
instrument hervorrufen. Obwohl feststand, daß die Bochumer Deponie 1995 
verfüllt sein würde, konnten private Anlieferer dort noch 1988 Siedlungsabfalle 
für 23 DM/t abkippen. Auf der Zentraldeponie Emscherbruch in Gelsenkirchen 
kostete die gleiche Menge 93 DM. Die Auswirkungen auf die Abfallströme und 
die kostbare Restlaufzeit der Deponie liegen auf der Hand und es verwu~dert 
nicht, daß die Bochumer Opelwerke die betriebseigene Müllverbrennung sulleg· 
ten und ihre Abfälle zur städtischen Deponie brachten. Die unbegreifliche Sorg· 
losigkeit der Stadt Bochum war keineswegs ein Einzelfall. . . 

Das Anfang 1992 novellierte Landesabfallgesetz schreibt den Nachw~ts em~r 
zehnjährigen Entsorgungssicherheit vor. Diese Auflage erfüllt nur dte S~a t 
Hamm. Ironischerweise hatte dort der zuständige Beigeordnete den Bau emer 
Müllverbrennungsanlage mit geHUschten Unterschriften vorangetrieben. 

3. Rechtlich-administrative Rahmenbedingungen 

. . .. 1 ntsorgunp· 
Da_s L~ndesabfallgesetz bestimmt Kreise und kretsfret~. Stadte a s e

2 
AbfG, mit 

pflichttge Körperschaften des öffentlichen Rechts gernaß § 3 Abs. flieh· 
der Möglichkeit, Abfallentsorgungsverbände zu bilden. Die Entsorg~n!~aben 
tigen haben für ihr Gebiet Abfallwirtschaftskonzepte aufzustellen, dte •1 ßnah· 

.. · 1 über •• ,a enthalten uber Art, Menge und Verbleib der anfallenden Abfal e, chlU~ 
f.. den AUSS 

men zur Vermeidung und Verwertung, eine Begründung ur d bfalJel 
b . d' n Son era esttmmter Abfälle von der Entsorgung (in der Regel te soge · d Be-
d . . . . ·e Bau- un 

en Nachweis emer zehnjährigen Entsorgungssteherheil soWI f konzept• 
triebskosten der geplanten Entsorgungsanlagen. Die Abfallwirtscha ts 
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F tl ngen der von den Regierungspräsidenten in Arnsberg, Düssel-mussen es egu .. . d . . 
d H" steraufgestellten Abfallentsorgungsplane beachten, dte enJewet-

dorfun ••• un · .. b b · 
R · ngsbezirk betreffen. Die Pläne werden derzeit u erar ettet. 

1gen egteru . . . . 
•0. waltungsorganisatorische Aufteilung des Ruhrgebiets wtrd vielfach tese ver . · · K 
kl F .. die Abfallwirtschaft des Ruhrgebiets kann ste positive onsequen-bc ag!. ur . . . 
h b da so auch Anlagen außerhalb der d tchtbestedelten RegiOn - etwa zen a en, .. w · 

r 1 günstiger geologischen Gegebenheiten- genutzt werden konnen. . ett-
m.o ge k · f · S .. d d f 
aus nachteiligere Folgen hat der Egoismus mancher rets reter ta te, te au 
Grund ihrer Entscheidungsbefugnis rechtzeitige, umweltschonende Planungen 
boykottierten und dadurch gefährdeten. So lehnte die St~dt Bochum 1984 ab, 
Müll an das Rohstoffrückgewinnungszentrum der AGR m Herten zu liefern, 
dessen Bau sie als KVR-Mitglied zugestimmt hatte und dem zur kostensenken­
den Auslastung Müllmengen fehlten. Erst für die Zeit ab 198: sagt~ Bochum 
emen "Solidaritätsbeitrag" von 15 000 t/a zu, der dann allerdmgs mcht mehr 
erforderlich war. 

Mit der IOOprozentigen Tochtergesellschaft AGR des Kommunalverbandes 
Ruhrgebiet steht den Kreisen und kreisfreien Städten, ein Unternehm~n z~r 
\erfugung, das als Abfallentsorgungsverband für das gesamte Ruhrgebte~ em 
\erbundsystem unterschiedlicher Entsorgungsanlagen errichten und betret?en 
lönnte. Statt Müllverbrennungsanlagen inselartig zu betreiben, wäre es möglich, 
die notwendigen Revisionsarbeiten genau aufeinander abzustimmen _und _da­
durch eine bessere Auslastung der Kapazitäten zu erreichen. ~eider w~rd dtese 
Chance nicht hinreichend genutzt. Die AGR ist nur in den Kr~tsen_und tn H~r?e 
tatig, die großen Kommunen pochen auf ihre Selbständigkeit. Dte Koordtm~­
rungder Entsorgungswege und -anlagen wird eventuell erleichtert, nachdem dte 
Stadt Dortmund ihre Entsorgungsaufgabe einer GmbH übe~t~ag~n hat~ ~n der 
neben der Stadt auch privatwirtschaftliche Unternehmen beteiligt St?d, dte m d_er 
Regel flexibler und schneller agieren. Kooperationen bestehen zwischen DUis­
burg und Oberhausen und den sogenannten "Karnap-Städten_" Bott~op , Glad­
beck, Essen, Gelsenkirchen und Mülheim, die gemeinsam eme Mullverbren­
nungsanlage betreiben bzw. zum Müllheizkraftwerk der RWE in Essen e_ntsor­
gen (vgl. Abb. 1). Vertraglich gesicherte Kooperationen bestehen auch ~wtschen 
Hamm und dem Kreis Unna sowie Hagen und dem E nnepe_-Ruhr-Krels . 
. Dte Regierungspräsidenten ließen in der Vergangenheit vielfach den n?twe~­

l k · · b " SICh mit .lgen onzeptiOnellen Durchsetzungswillen vermissen und egnugten . 
~~r Rolle einer "Bündelungsbehörde". So konnte der RP Arnsberg die Stadt 
Bochum nicht veranlassen, eine Planfeststellung für eine Grünkomp?stanlage ~u 
lleantragen, die bereits erfolgreich im Probebetrieb lief. Ihm bheb nur, ~Ie 
Anlagestillzulegen und 38 000 t/a Parkabfälle landeten wieder auf der ~epo~_Ie. 
Das novellierte Landesabfallgesetz räumt den Regierungspräsidenten die Mog­
hchkc· · f d' D hführung von 11 cm, durch Vorgabe angemessener Fristen au te urc 
Maßnah .. . . n· ht'gen Körperschaft men zu drangen die von emer entsorgungsp iC 1 

~tcht vorgesehen oder oh~e ersichtlichen Grund verzöger_t werden. In der neuen 
ass~ng schreibt das Gesetz auch den Vorrang der stofflichen Verwertung fest, 
Omtt es deutlich über das Abfallgesetz des Bundes hinausgeht und den Aufbau 
ner ents h 
E prec enden Infrastruktur verlangt. . OO t/a 
benfalls neu ist die Verpflichtung von Unternehmen mtt mehr als 20 
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~bfall, ein betriebliches Abfallwirtschaftskonzept und eine jährliche Abf~llbi­
lanzaufzustellen, das Gegenstück zu den kommunalen Regelungen. Noch 1st es 
zu früh, um die Konsequenzen hinreichend klar zu erfassen. Erste Untersuchun­
g(n zeigen aber ein erhebliches Vermeidungs- und VerminderungspotentiaL 

4. Analyse der gegenwärtigen Entsorgungssituation für Siedlungsabfall 

4.1 Das Abfallaufkommen 

Bereits die Daten für die aktuell anfallenden Müllmengen zu erfassen bereitet 
erhebliche Schwierigkeiten - in einem hochentwickelten Land kaum vorstell­
bar. Tabelle I macht dies deutlich. Die im Auftrag des KVR erstellte Studie von 
STAUDT / FISCHER bezieht sich auf "Siedlungsabfälle", ohne diese zu definie­
ren. Die Arbeitsgruppe der Regierungspräsidenten analysierte etwa zeitgleich die 
Entsorgungssituation für Hausmüll, hausmüllähnliche Gewerbeabfälle, Boden 
und Bauschutt; ihre Zahlen für die beiden erstgenannten Kategorien weichen 
zum Teil erheblich von jenen der anderen Studie ab (vgl. Tab. 1). Die Arbeits­
gruppe nennt die Daten der Abfallwirtschaftskonzepte und der kommunalen 
Statistiken in vielen Fällen "völlig unzureichend" (1992, S. 1). Entsprechend muß 
d1c darauf fußende Planung beurteilt werden. 

Unabhängig von diesen Unstimmigkeiten bleibt festzuhalten, daß die Abfall­
mengen seit Anfang der 80er Jahre stetig angewachsen sind, wenngleich regional 
lehr unterschiedlich (vgl. Tab. 1). Dies mag teils an den sogenannte n vagabun­
dierenden Müllmengen liegen , die nicht im Entstehungsgebiet entsorgt und auf 
msgesamt I Mio. t geschätzt werden, teils aber auch an unterschiedlichen Ver­
meidungs- bzw. Verwertungskonzepten. Die Prognose für das Jahr 2000 läßt 
kemen grundsätzlichen Wandel erkennen. Auch bei einer auf 30 Prozent gestei­
genen Verwertungsquote wird die Müllmenge um jährlich 1,5 Prozent anwach-
\<n. Die b . · angege enen Verwertungsquoten m den Entsorgungsgebieten streuen 
<hr stark. In ihnen drücken sich die unterschiedlichen Entsorgungsstrategien 

~:;edie Angaben u.nterliegen aber auch der angesprochenen Unsi~h.er.heit der 

\hst:gru.~dlage. D~e ~tadt.Bochum bezieht beispiels~~ise .alle.AktlVltat~n von 
flhandlern m1t em , d1e anderen Kommunen berucks1cht1gen nur die ver­

v.eneten A ·1 nte1 e des abgefahrenen Mülls. 

4·2 Die Ent · sorgungsinfrastruktur 

D1e best h · d Sied! e enden Anlagen (vgl. Abb. 1 u. Tab. 2) spiegeln d1e Planung . es 
hch ungsverbandes Ruhrkohlenbezirk aus dem Jahre 1971 und die unterschJed-
19?cln Entsorgungspolitiken der Kommunen und Kreise wider. Das Konzept von 

sah M"ll · b E u verbrennungsanlagen in den vier Oberzentren DUJS urg, ssen, 
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Tab. 2: 
Abfallentsorgung im Ruhrgebiet 1990 und 2000 (in 1000 t) 

Verbren-

stofflich thermisch direkt nungsrück-

verwertet behandelt deponiert stände 

1990 2000 1990 2000 1990 2000 

Bochum 66 113 3 265 260 80 

Dortmund 28 147 0 344 398 103 

Ennepe-Ruhr2 33 71 23 165 148 50 

Hagen 14 41 100 96 3 29 

Hamm 16 37 92 87 0 26 

Herne 31 38 26 88 53 26 

Unna2 23 88 138 204 87 61 

Bottrap II 31 38 71 40 21 

Gelsenkirchen 5 79 122 183 91 55 

Recklinghausen2 32 168 123 393 332 118 

Duisburg 441 74 2221 242 61 61 

Essen JW 125 291 1 395 431 73 

Mülheim 21 30 921 95 w 29 

Oberhausen J11 36 1041 115 JSI 35 

\Vesel J91 85 781 268 2071 80 

KVR 449 1163 1462 3011 1697 905 

I Angaben für 1989 
2 Kreis 

Quelle: 
. . . Abf llentsorgung im Ruhrge-

Dte Regterungspräsidenten des Revters: a 
biet. Juni 1992. (Manuskript) 

B h reduzieren und somit 
oc um und Dortmund vor um das Abfallvolumen zu .. . Jede Anla-

lang L . ' . gewahrletsten. 
e aufzetten für die wenigen Restmülldepomen zu OOO t/a. 

ge sollte fünf Kessel haben und eine Kapazität von etwa ~OO · Regierungsbe-
Di PI .1 d R hrgebtets, tm 

. e anung wurde nur im rheinischen Tet es u R · s zwar nahm 
Zlrk D·· -· . 0 t n des evter . 

d 
usseldorf, realisiert nicht im westfallschen 5 e. f nterdem irrefüh-

ort 1982d. ' . "h Betnebau u . . re 1e Verbrennungsanlage 10 Herten I ren r RZR),jedoch mtt etner 

h 
nden Namen Rohstoffrückgewinnungszentrum Ruh ( nnen der Brenn-

alb" . · ückgewo ' terten Kapazität. Außer Schrott wtrd mchts zur ffte der entsor-
stoff .. . . V allem verpu 

aus Mull (BRAM) war nicht marktfahtg. or d d·e Anlage nutzten. 
gungs 1· · h Dortmun 

1 
fi. d e po ttlsche Effekt da weder Bochum noc . bf llwirtschafl ur 

1 

~ndern aus ~ommun~lem Egoismus ein~ nac_hha~~~:erg: an- ausgerechnet 
egton blockterten. Statt dessen häuften sie wetter u 41 7 



in regionalen Grünzügen- weil es die kurzfristig billigere Methode war. Durch 
unglaublich und unverantwortlich niedrige Gebühren (1984: Bochum 7 DM/t 
Dortmund 15 DM/ t) trieben sie das RZR mit seinen hohen Kosten und Gebüh: 
ren (1984: 87 DM/ t) nahezu in den Konkurs bzw. belasteten die auf das RZR 
angewiesenen Kreise über Gebühr. Mit I Mio. Einwohnern entsprechen beide 
Städte ungefähr der Bevölkerung und damit dem Entsorgungsbedarf der Kar­
nap-Städte. Nun wäre das unsolidarische Verhalten der beiden das östliche 
Ruhrgebiet dominierenden Kommunen verständlich und berechtigt, wenn sie 
eine umweltfreundlichere Entsorgungsalternative vorgeschlagen und befolgt 
hätten. Doch genau das war nicht der Fall. Im Gegenteil: die "Niedrigpreispoli­
tik" war geradezu eine Einladung, sorglos Abfall zu produzieren. Die Opel-Wer­
ke und andere nahmen sie sofort an. 

Noch 1991lehnte der DortmunderRat ein Abfallwirtschaftskonzept ab, weil 
es auch die Verbrennung als eine Komponente vorsah. Erst unter dem Druck des 
Entwurfs zur TA Siedlungsabfall, die spätestens vom Jahr 2000 an die Deponie­
rung von Abfällen mit einem organischen Anteil über 5 Prozent ausschließt und 
eine thermische Vorbehandlung verlangt, sucht Dortmund einen möglichen 
Standort für eine MV A. Die 1987 vorgeschlagene Umrüstung eines älteren 
Kraftwerks in ein Müllheizkraftwerk würde jetzt die Stadt vor dem akuten 
Müllnotstand bewahren und die Deponie Emscherbruch vor einer zu schnellen 
Verfüllung. Mitte 1992 mußte Dortmund die Hauptdeponie schließen. Erstdrei 
Monate später begann der Bau der neuen Deponie Nordost. Mit einem Kosten­
aufwand von 350 Mio. DM wird ein rund 200 ha großes Gelände hergerichtet, 
das 25 Mio. t Müll aufnehmen soll. Die Laufzeit der fünftgrößten Deponie in der 
Bundesrepublik gibt die Stadt mit 25 J a hren an. Danach erfordern Oberflächen­
abdichtung und Rekultivierung eine weitere Investition in Höhe von 100 Mio. 
DM nach heutigen Preisen. Fast 10 Jahre verstrichen vom Grundsatzbeschluß 
des Dortmunder Stadtrates bis zum ersten Spatenstich und eine Bürgerinitiative 
hat eine Klage gegen die Deponie angekündigt. Eine Zeitverzögerung bis zur 
Inbetriebnahme ist daher nicht auszuschließen. 

Die Stadt Hamm entsorgt in einer eigenen modernen Müllverbrennungsanla­
ge, die im Rahmen freier Kapazitäten auch Abfall aus dem Kreis Unna aufnimmt 
und verfügt über eine Restmülldeponie mit einer angenommenen Laufzeit bis 
2008. Eine solche fehlt der Stadt Hagen, deren alte Müllverbrennungsanlage 
wegen häufiger Ausfälle nicht die vertraglich vereinbarten Mengen aus ~em 
~nnepe-Ruhr-Kreis abnimmt, sondern auf die ZD Emscherbruch weiterleitet. 
Ahnliehe Schwierigkeiten hatte das moderne Rohstoffrückgewinnungszentrum 
(RZR), das wegen technischer Probleme einen Großteil der angesammelten 
Abfallmengen auf die benachbarte Deponie Emscherbruch kippte. Auch Herne 
und Teile des Kreises Recklinghausen sind auf den Entsorgungsverb~_nd 
ZDE/RZR angewiesen. Reibungslos arbeitet das von der RWE betriebene Mull­
heizkraftwerk Essen-Karnap, das Mülheim, Essen, Bottrop, Gelsenkirchen_und 
Gla~be~k entsorgt, dessen Kapazität aber nicht ausreicht und daher um einen 
b~relts m der Planfeststellung genehmigten vierten Kessel erweitert wird. Auch 
d1e Ka "t·· d h usens D . paz1 at er _MV A Oberhausen reicht für die Entsorgung Ober a d; 
Ul~~urgs und Teilen des Kreises Wesel nicht aus und wird durch anstehen 

ReVISIOnen weite d . D " .. den unge-r re UZiert. Ie Uberlaufmengen dieser Anlage wer 
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lant zur Deponie Emscherbruch in Gelsenkirchen gebracht, deren Restlaufzeit 

~adurch drastisch abnimmt (vgl. Abb. 1). 
Kompostwerke entsorgen den Süden Duisburgs und des Ennepe-Ruhr-Krei­

ses der Kreis Unna erprobt eine Biomüll-Kompostierung in Containern. Grün­
abfalle werden in Essen und im Kreis Wesel kompostiert. Obwohl die Essener 
Anlage seit Jahren kostendeckend arbeitet, die Investitionen sich bereits nach 
drei Jahren amortisiert hatten und Deponien jährlich um 26000 t Grünabfälle 
entlastet wurden, verfügen die anderen Kommunen nicht über eine entsprechen­
de Anlage. Trotz guter äußerer Bedingungen verhindert die spezifische Mentali­
tät der Lokalpolitiker eine schnelle Diffusion dieser Innovationen. 

Den Entsorgungsanlagen entsprechend wird etwa die Hälfte der Abfalle direkt 
deponiert, gut 40 Prozent werden verbrannt, rund 10 Prozent direkt und 13 Pro­
zent nach der Verbrennung verwertet (vgl. Abb. 2). 

. R · (1992)· Staudt/ Fi-
Datengrundlage: Die Regierungspräsidenten des eviers ' 

scher (1992) 

4.3 Die derzeitige Entsorgungssicherheit 

E. .. . f"" h t daß nicht mehr gefragt 
Ine volhg unzureichende Vorsorge hat dazu ge u r ' . 

1 
h ann dies der 

we d d · tritt als vie rne r, w 
r e~ muß, ob ein Entsorgungsnotstau em. . ht Ab Juli 1992 muß die 

Fallsem wird. Dortmund hat diesen Punkt bereitS err~IC · gen die auch 
S . . G 1 kireben entsor , 
~adt 1 M10. t zur Deponie Emscherbruch 10 e sen. [nehmen muß und 

nicht eingeplante Überlaufmengen aus Essen und Duisl~~~ ai~g man von einem 
bere~ts 1996 verfüllt sein dürfte (vgl. Abb. 1). Noch R (l

9
i2) kommen zu dem 

Betneb bis ins Jahr 2004 aus. STAUDT/ FISCHE rfahren das Ruhr­
Schluß, daß bei einem zügigen Verlauf der Planfeststellungbs::chlittert das heißt 
geb· · gskollaps vor e ' d" 

Iet msgesamt knapp an einem Entsorgun .. . h .. ft sein wird. Sollte Ie 
daß auch 1995 die Deponiekapazität nicht ~olhg ersc :p !995 zur VerfUgung 
Deponie Dortmund Nordost aber nicht w•e vorgese en 
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stehen, ergäbe sich ein deutliches Ablagerungsdefizit (vgl. Abb. 3). Da 
STAUDT /FISCHER von einem deutlich geringerem Müllaufkommen für 1990 
ausgehen als die Arbeitsgruppe der Regierungspräsidenten, stellen sie ein insge­
samt günstigeres Szenario vor. 

Abb. 3: Die Entwicklung der Deponiekapazitäten im Ruhrgebiet 
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5) Eröffnung der Zentraldeponie Boehum·Bk1cherstr•Be. 

Datengrundlage: Erhebung von Staudt/Fischer (1992) 

Beide Untersuchungen gehen davon aus, daß trotz einer Vermeidungs- bzw. 
Verwertungsquote von 15 Prozent die Abfallmenge weiter wächst. Sollte d~r 
verwer_tete Anteil bis 1995 nicht verdoppelt werden- wasangesichtsder Uns.I­
cherheJten durch das Duale System eher fraglich ist - verschlechtert sich die 
Entsorgungslage weiterhin. 

Ursache für die katastrophale Lage ist das engstirnige Verhalten der gr~ßen 
Kommunen, die eine vorausschauende Kooperation und Koordination Ihrer 
Entsor~n.gsanlagen nicht einmal erwogen, obschon mit der AGR eine ~war 
schwerfalhge, doch brauchbare Institution vorhanden war. So hätte der vierte 
Kess:! im MHK~ Essen bereits 1992 in Betrieb gehen müssen, um die durc~ 
UmrustungsarbeJten geminderte Kapazität der MVA Oberhausen auszuglel­
~hen_. Offe.nbar wur?en weder die notwendigen Revisionszeiten (8 % der rnax~ 
.e~nebszeJt) noch d1e durch steigende Heizwerte reduzierte Verbrennungskapa 

Zitat von ~·2 Prozent je Jahr berücksichtigt. Jede Kommune meinte, in der 
~GR-bet.~Jeb~nen Deponie Emscherbruch eine Ausweichmöglichkeit zu haben. 
k .. s Kalkul. gm.g nicht ein, daß andere Entsorger ähnliche Planungen haben 
onnten,. die mJt Sicherheit nicht diskutiert wurden Eine rechtzeitige Absprache 

gab es mcht D' N · . 1 ·n Jahr · Ie otentsorgungsverträge werden nur für rnaxuna el 

420 

geschlossen und mit Rücknahmeverpflichtungen gekoppelt. Die bisherigen Er­
fahrungen Jassen an der Ernsthaftigkeit dieser Verpflichtungen zweifeln. Der 
rasche Verbrauch des Deponievolumens durch die großen Kommunen gefährdet 
andererseits die Entsorgung der kleinen, die bald auch ohne Reststoffdeponien 

dastehen (vgl. Abb. 2). 
Äußerungen von Politikern und Verwaltungsbeamten nähren die Vermutung, 

daß Entsorgungsrückstände bewußt eingesetzte Mittel sind, um Müllverbren­
nungsanlagen unter dem Zwang zu schnellen Lösungen mit vereinfachten Ge­
nehmigungsverfahren zu errichten. 

5. Ausbau der Hausmüllentsorgungsanlagen 

Die Ausbauplanungen zeigen die fortbestehenden konzeptionellen Unterschied.e 
zwischen dem westlichen und östlichen Ruhrgebiet Während im rheinischen Teil 
Verbrennungsanlagen erweitert bzw. neu errichtet werden, setzt man im westfäli­
schen Teil auf Sortier- und Kompostieranlagen als Vorstufe zur Depo~ie~ng 
(vgl. Abb. 1). In einem Gespräch der drei Regierungspräsidenten m1t e~ner 
Zeitungsredaktion wurde d iese Zielsetzung unterstrichen und leicht modifiZiert: 
der Düsseldorfer Regierungspräsident forderte fli r seinen Bezirk mindestens elf 
zusätzliche Verbrennungseinheiten für Hausmüll, der Münsteraner sechs und 
eine Deponie, von der Arnsberger Regierungspräsidentin wurden keine Zahlen 

überliefert (WAZ Nr. 295, 17. Dez. 1991). 
Nun läßt ein "entweder- oder" die Erkenntnisse des letzten Jahrzehnts au~er 

acht, nämlich daß die Bürger in hohem Maße zur Mitarbeit bei der Abfallsorue-

d . . . d' M" , . hkeJ't dazu erhalten. Der rung un -Verwertung bereit smd wenn s1e 1e og IC 

Entwurf der TA Siedlungsabfali setzt andererseits auf die Verbrenn~ng als 
V b h . . . d ' Deponierung. D1e ther-or e andlungsstufe für d1e m Jedem Falle notwen 1ge . 

. h . I h die vom Depomegut 
m1sc e Behandlung reduziert sowohl d1e Menge a s auc f'~' h" h 
a h . . . . h d . ralisierten Sto ten oc -
usge enden EmiSSionen da m den we1tge en mme · 

' d' B'ldungvon Depome-
stens schwache Umsetzungsprozesse ablaufen. Weder Je 1 

. . d Grundwassers stehen zu 
gas noch eme bedenkliche Belastung des S1cker- un H "IIde-

. I . G ensatz zu ausmu 
erwarten. Die starke Verdichtung des Matena s Im eg . 1 bei 

. k n Depomevo umens · 
PODien trägt zu einer besseren Ausnutzung des nappe "hnt E . . . . B t chtung kaum erwa . 

missionen der Verbrennung werden bei dieser e ra . · ht 
All . 'k . h hes Niveau erreic . 

erdmgs hat der heutige Stand der Techm ein ° . hl als auch" 
D' L" I r in emem "sowo 

b Ie osung des Abfallproblems kann a so ~u G .. d n sollte der Anteil 
estehen. Aus energetischen und damit ökonomischen. ru~ .~ht und ebenso wie 

an Me_hrwegverpackungen und recycelbaren Materiahen der 
0
Die Möglichkeiten 

organische Stoffe mit hoher Trennschärfe gesammelt w:; .~n. den stofflich nicht 
dazu sind noch lange nicht ausgeschöpft. Nur die. ver ei en 
verwertbaren Reststoffe sind thermisch aufzubereiten. Abfallentsorgungszen­

ln diese Richtung weist das vom Kreis Wesel g.eplante . Es kombiniert meh­
lrum Asdonkshof in Kamp-Lintfort am linken NJeder~ew. ·schabfallsortierung 
rere Entsorgungsstränge: Kompostwerk (21 000 t/a}, aumi 
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(52 000 t/a), Müllverbrennung (234 000 t/a), Schlacke- und Filterascheaufberei­
tung (77 400 t/a bzw. 8500 t/a) und eine Reststoffdeponie (220 000 t/a). Diese 
Anlagenkonfiguration berücksichtigt die spezifische Zusammensetzung des Ab­
fallaufkommens in dem ländlich geprägten Kreis, in dem die Eigenkornpostie­
rung leicht möglich und auch verbreitet ist. Die Mengenrelationen werden in 
anders strukturierten Gebieten daher deutlich von diesem Beispiel abweichen. 

Auch in Detailfragen werden Korrekturen erforderlich sein. So soll das Kam­
postwerk Biomüll aus Haushalten mit Garten- und Parkabfällen mischen. Von 
der Kompostiertechnik her ist dieser Ansatz verständlich, nicht jedoch, wenn zu 
den Parkabfällen auch das Begleitgrün stark befahrener Straßen gehört. Die 
Detailkritik soll jedoch hier nicht weiter vertieft werden. 

Eine ähnliche Konfiguration strebt die Stadt Ramm am Ostrand des Ruhrbiets 
an, indem sie die MV A und Reststoffdeponie um eine Bioabfall-und Grünkom­
postierung sowie eine Boden- und Bauschuttaufbereitungsanlage mit entspre­
chender Deponierungsmöglichkeit ergänzt (vgl. Abb. 1 u. 4). 

Von diesen beiden Polen ausgehend erscheint folgendes Abfallwirtschaftskon­
zept für das Ruhrgebiet sinnvoll, das einen Mülltourismus über größere Entfer­
nungen vermeidet: 
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Ramm und Kreis Unna entsorgen stofflich nicht verwertbare Abfallreststof­
fe zur MV A Ramm mit angeschlossener Deponie. Die Kompostieranlagein 
Fröndenberg entsorgt den Süden des Entsorgungsraumes, für den Norden 
wird eine Anlage gebaut. 

Hagen und der Ennepe-Ruhr-Kreis entsorgen die stofflich nicht verwertba­
ren Abfallreststoffe zur MV A Hagen (die modernisiert werden muß), die zu 
deponierenden Reststoffe kommen zur Deponie Hattingen (längstens bts 
2002). 

Bochum, Donmund und Herne entsorgen die stofflich nicht verwertbaren 
Abfallreststoffe zu einem neuen Müllheizkraftwerk, zu deponierende Stoffe 
nimmt die geplante Deponie Dortmund-Nordost auf. Bochum und Dort­
mund errichten je zwei Kompostwerke. 
Der Kreis Recklinghausen entsorgt die stofflich nicht verwertbaren Abfall­
reststoffe zum RZR in Herten, zu deponierende Reststoffe - wenn noch 

·· 1· h · Rahmen mog ~c - zur benachbarten Deponie Emscherbruch oder - Im_ auf 
der Rucknahrneverpflichtung- nach Dortmund. Der Transport kon~te 
dem Schienenweg erfolgen. Drei Kompostwerke sollten die ~rgamsche~ 
Abfalle verarbeiten. Eine Zusammenarbeit in diesem Sektor zwischen Dor 
sten, den Karnap-Städten Gladbeck und Bottrap erscheint sinnvoll. 
Die Karnap-Städte sollten wie bisher zum Müllheizkraftwerk Essen-Karnap 
entsorgen. Drei Kompostwerke verarbeiten die organischen Abfäll_e des 
Geb· t h . · d pomeren· Ie so ne Gladbeck und Bottrop. Problerne beretten d1e zu e 
d R · · bahnen. en eststoffe. Ste könnten, ebenfalls auf bestehenden Industne 
nac_h Dortmund gebracht werden. Ab· 
DuJsburg und Oberhausen entsorgen die stofflich nicht verwertba~en b . 
fa~lreststoffe wie bisher zur gemeinschaftlichen MV A. Schwierigkeitend er 
reiten auch h. d. . · E eiterung e 

. 1er 1e zu depomerenden Reststoffe. Eme rw k ·rn 
Depome Oberh H·· h . . .. D K mpostwer ' 
D . ausen- u nerhe1de 1st zu prufen. as o .. nzt 

U!Sburger s·· d .. ß . . . . Norden erga u en mu te um em oder zwei weitere trn 
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werden. Hier bö te sich eine Zusammenarbeit mit dem nordöstlichen Kreis 
Wesel an. 
Der Kreis Wesel entsorgt zum geplanten Entsorgungszentrum Asdonkshof. 
Im Nordosten sollte ein zweites Kompostwerk zusammen mit Duisburg und 
Oberhausen errichtet werden. 

Engpässe ergeben sich vor allem bei Deponien. Hier sollten, wie auch bei den 
Verbrennungsanlagen, Standorte im Bereich des jeweiligen Entsorgungsgebietes 
gesucht werden. 

Beim Vergleich der 1990 thermisch beha ndelten Abfallmengen mit den für das 
Jahr 2000 prognostizierten, ergibt sich eine neu zu installierende Verbrennungs­
kapazität für rund 1,6 Mio . t / a entsprechend einer Durchsatzkapazität von 180 
t/ h. Je nach Größe der Kessel bedeutet das 9 (bei 20 t/h) oder 12 (bei 15 t/h) 
Einheiten. Zugunsten einer höheren F lexibilität sind kleinere Anlagen zu bevor­
zugen. Daraus folgt für den Raum Bochum , Dortmund, Herne der Bau vonfünf 
Linien zu je 15 t/ h. Alternativ wäre eine Anlage wie das Müllheizkraftwerk 
Essen-Karnap denkbar, das bei vier Linien Ue 21 t/ h) maximal 700 000 t/a 
durchsetzen kann. In diesem Fall könnte auch die Stadt Witten (Ennepe-Ruhr­
Kreis) zu dieser Anlage entsorgen, auch verkehrstechnisch eine sinnvolle Alter­
native. Die übrigen neuen Verbrennungskapazitäten verteilen sich auf den Kreis 
Wesel (30 t/ h), Essen (21 t/ h), Oberha usen (20 t/ h) und das RZR (30 t/ h). Im 
Zuge einer Erneuerung der MV A Hagen wird die dort genehmigte Kapazität voll 
ausgeschöpft werden können (gegenwärtig nur zu etwa 70 %). 

6. Entsorgung von Boden, Bauschutt und Baustellenabfällen 

Der Bochumer Abfallwirtschaftsbericht 1990 nennt als realisierbare Zielvorstel­
lung unter anderem "Aufschüttung einer Trasse der K 12 in Witten mit Boden­
material" (S. 4). Daß dieser Vorgang überha upt berichtenswert erscheint unter­
streicht, wie knapp Deponieraum auch für iner te Materialien inzwischen gewor­
den ist. Viele der Lärmschutzwälle, die gegenwärtig im Ruhrgebiet entlang der 
Autobahntrassen aufgeschüttet werden, verda nken ihre Existenz nicht zuletzt 
der Erkenntnis, auf diese Weise große Mengen Boden und Bauschutt ablagern zu 
können. 

Abbildung 4 zeigt, daß im Kernraum des Reviers zahlreiche Unternehmen 
Baustoffe und/oder Baustellenabfalle recyceln und die Reststoffe entsorgen. 
A~hängig von der jeweiligen Bautätigkeit fielen im Ruhrgebiet 1984 _rund s; 
MIO. t, 1987 rund 6 Mio. t an, das heißt das Drei- bzw. Zweifache der Stedlung 
abfalle. 

A . -~ 
n~estchts solcher Mengen führt an der stofflichen Verwertung ketn 

vorbet zumal d. R 1· · . ' te ecyc tngquote bet 95 Prozent hegt. · 20 
Der Einzug b · h d · . . . .. icht bts ' . s eretc er tetls mobilen tetls statwnaren Anlagen re . 

mb adxtmal 40 km. Um den Absatz und damit die Wirtschaftlichkeit zu stchBerun: 
e arf es de k · · · enen a r a hven Unterstützung seitens der Kommunen. Bet etg d 

vorhaben m ·· · . t t wer en. 
ussen ste darauf drängen, daß recycelte Baustoffe emgese z 

424 

7_ Die Entsorgung von Sonderabfällen 

7_1 Das Sondera bfallaufkommen 

Tab. 3: zu entsorgende Sonderabfallmengen (in 1000 t) 

insgesamt Sonderabfallstufe 

A B c 

Land Nordrhein-Westfalen 
1903 3386 

1984 6936 1647 
804 

3782 1376 1602 
1987 

1655 2660 4603 
Prognose 2000 auf Basis 1984 8917 

848 1849 1180 
Prognose 2000 auf Basis 1987 3877 

Ruhrgebiet 
555 191 

1987 1404 658 

277 593 201 
Prognose 2000 auf Basis 1987 1072 

Quellen: 
. .. elt Raumordnung und Land-

Leitloff (1988); Ministenum fur
9
fmw ' 

wirtschaft des Landes NR W ( 19 ) 

t deftniert als Sonderabfall jene ~:~ 
Das nordrhein-westfälische Rahmenkonzein· h n Eigenschaften, entspre~h k . 
fallarten deren Entsorgung wegen ihrer sto tc e r•ordern In Abhängtg ett 

' . M ß ahmen e ., . ·Je 
§ 2 Abs. 2 AbfG besonders sorgfältige a n e in drei Gruppen untertel : 

, . . d d. Gesamtmeng . Abfälle roll 
vom Gefährdungspotenttal wtr te s1·nn) bezetchnet 

I · ngeren ·· u" deren 
- Sonderabfall A (== Sonderabfal tm e enannten "Giftrnu ' 

( 1 den sog 
einem hohen Gefährdungspaten ta ' 'i .n. 



Inhaltsstoffe eine physikalisch-chemische Behandlung, eine Verbrennun 
oder eine Ablagerung auf einer besonders gesicherten Deponie erfordern.& 
Sonderabfall B (= Sonderabfall im weiteren Sinne) meint Abfälle mit be­
grenztem Gefährdungspotential , die nach entsprechender Behandlungauch 
auf die Deponie für Siedlungsabfälle abgelagert werden können. 

Sonderabfälle C (= industrielle Massenabfälle), die ein geringes Gefähr­
dungspotential besitzen, aber von Siedungsabfällen getrennt abgelagert 
werden müssen. 

Diese Einteilung kann nur näherungsweise erfolgen, da der amtlichen Statistik 
ein vierstelliger Abfallschlüssel zugrunde liegt, der Abfallbestimmungs-Verord­
nung jedoch ein fünfstelliger. 

Ein Vergleich der beiden Erhebungsjahre 1984 und 1987 für Nordrhein-West­
falen zeigt einen Rückgang des gesamten Aufkommens um 45 Prozent. Beson­
ders drastisch änderten sich die industriellen Massenabfälle, ohne Frage Aus­
druck der schlechteren Konjunktur und des Strukturwandels. Aber auch die 
anderen Gefährdungsstufen zeigen einen deutlichen Rückgang. Diese Verände­
rungen gelten natürlich auch für das Ruhrgebiet, für das 1987 aber ein höherer 
Anteil der Sonderabfallstufe A ausgewiesen wird als im Landesdurchschnitt, 
Ausdruck seiner spezifischen Industriestruktur. Ältere Vergleichszahlen liegen 
nicht vor. 

Die Prognosen für das Jahr 2000 stimmen skeptisch , wenn im Abstand vonnur 
drei Jahren die Werte mehr als halbiert werden müssen. Der Irrtum kann auch 
umgekehrt ausfallen. Die wesentlich niedrigeren Prognosewerte der Stufe A sind 
unter anderem darauf zurückzuführen daß die Dünnsäure ( 437 000 t) 1987 noch 
verklappt wurde, inzwischen aber aufbereitet wird. Bemerkenswerterweise wird 
nur die mit.~lere Prognose veröffentlicht, nicht die pessimistische bzw. opti~ist.i­
sche. Der Offentlichkeit, aber auch den Entscheidungsträgern fehlen somtt dte 
aus wissenschaftlicher Sicht erforderlichen Entscheidungsgrundlagen. 

7.2 Die Entsorgungsinfrastruktur 

o· E . · il auch te ntsorgung der Sonderabfälle erfolgt in betriebseigenen (dte te 5 . 
F d 1· dteall-rem. an te.~eru?gen. ann~.hmen) und in öffentlich betrie~enen ~nlag~n, 

0 

und 
ge~em zugangheb .smd. Uber die Standorte der zugänglichen of~enth~he eim 
P~tvaten Anlagen. mformiert Abbildung 5. Im Gegensatz zur Sttuau~n ~die 
Stedlungsabfall gtbt es im Ruhrgebiet genug Raum auf Mono~epomen.. _ 
~ufnahmekapazität beläuft sich auf rund 20 Mio. t. Auch mit chemtsch-phystka 
hschen Beh dl . E' aktuellen 

an ungsanlagen tst die Region gut ausgestattet. mem en· 
~edarf von 150 000 tla steht eine installierte Kapazität von 335 000 t/a geg uber. 

Ein Leistung d fi · b Da das RZR 
h s e tztt esteht dagegen bei Verbrennungsanlagen. ur 

auc Sonderabfr II h · gesamt n 
ei . .. a e von außerhalb des Ruhrgebiets entsorgt, ste t ms rden 
m~e Kap~zttat von etwa 50 000 t/a zur Verfügung Thermisch behandelt we"Ike· 

ru~~::: n:crund 
2?0 000 tl~. Der Bau solcher "Giftöfen" stößt in der B:~~gen 

h heftigeren Wtderstand als es bei Hausmüllverbrennung 
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der Fall ist. Untersucht wird derzeit noch die Eignung der Salzlagerstätten 
Bortb/Rheinberg am linken Niederrhein als Untertagedeponie in wasserfreien 
Gesteinsformationen, die stark wasserschädliche Substanzen aufnehmen könn­
ten. Sehr kritisch muß der Versuch beurteilt werden, stillgelegte Steinkohleu­
bergwerke als Untertagedeponien zu nutzen, da sie nach Beendigung der Was­
serhaltung wieder im Grundwasserbereich liegen. 

Eine Besonderheit ist der 1988 gegründete "Abfallentsorgungs- und Altlasten­
sanierungsverhand Nordrhein-Westfalen" mit Sitz in Hattingen. Zu seinen Auf­
gaben gehört, die gegenwärtige und zukünftige Entstehung von Reststoffen zu 
ermitteln und Möglichkeiten der Vermeidung bzw. Entsorgung aufzuzeigen. 
Darüberhinaus kann er den Bau von Entsorgungsanlagen bezuschussen oder 
selbst übernehmen. Sein Hauptaufgabenfeld liegt allerdings im Bereich der 
Altlastensanierung, ohne daß seine Leistungsfähigkeit bislang deutlich gewor· 
den wäre. 

8. Singuläre Entsorgungsprojekte 

Neben den erprobten Anlagen sind einige Pilotprojekte geplant- überwiegend 
im Emscherraum, dessen Entsorgerfunktion damit ausgebaut wird. So koodi­
niert der Initiativkreis Ruhrgebiet das Projekt der Arbeitsgemeinschaft ARiV 
(Automobil-Recycling im Verbund) das eine möglichst weitgehende Wiederver· 
wertungvon Altautos zum Ziel hat und über das Konzept von Schredderanlagen 
~.inausgeht. Ein weiteres Projekt ist die Verflüssigung von Plastikmüll, u~ 
Olprodukte oder Treibstoffe zu gewinnen. Ab 1993 sollen in der Kohleverflüssi­
gungsanlage der Veba in Bottrap versuchsweise 40 000 t Kunststoffabfalle recy­
celt werden. Die ehrgeizige Planung, an der RWE-Entsorgung, Bayernwerk und 
Badenwerk beteiligt sind, will bei positivem Ausgang des Experiments ab 1995 
0,5 Mio. t Kunststoffverpackungen wiederverwerten. Möglicherweise eine Zu· 
kunftsinvestition, deren Größenordnung aber noch völlig ungewiß ist. 
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Heinrich SCHOOF, Dortmund 

Strukturwandel im Ruhrgebiet am Beispiel der Hotels 

l. Einleitung 

Der räumliche Strukturwandel in altindustrialisierten Regionen hat viele Facet­
ten. Im Ruhrgebiet ist er darüber hinaus bestimmt durch eine Siedlungsstruktur, 
die durch die Besonderheiten der Standortwahl des Bergbaus geprägt ist. Für die 
frühe Industriealisierung lassen sich auf der einen Seite Regionen unterscheiden, 
in denen bestehende Siedlungszentren als Industrieorte gewählt wurden, also 
bestehende Siedlungsstrukturen industrialisiert wurden und auf der anderen 
Seite solche Regionen, in denen sich Industrieansiedlungen ihre Siedlungsstruk­
tur schufen. Zur letzteren ist das Ruhrgebiet und insbesondere dessen Emscher­
Lippe-Zone zu rechnen. 

Dieser Unterschied hat offenbar weitreichende Folgen für Entwicklung und 
~estand an Dienstleistungseinrichtungen im weitesten Sinn. Später industriali­
Sierte ~entralorte haben in der Regel ihre Umlandfunktionen nicht eingebüßt. 
Der Dienstleistungsbereich erhielt zusätzliche Entwicklungsimpluse aus wach­
sender Bevölkerung und Unternehmensnachfrage. Durch Industrie- und Ber?­
b_auansiedlung gestaltete neue Orte hatten demgegenüber kaum Chancen. em 
eigene~ Hinterland zu gewinnen, vielmehr verharrten sie mehr o~er wemg~r 
s:lber Im Hinterland der traditionellen Zentren. Das gilt ganz deutlich auch fur 
die Gemeinden der Emscherzone gegenüber den alten Zentren der Hellwegzone. 
Hinzu kommt, daß die neu angesiedelten Großbetriebe relativ gering~ Kund~n­
kont k · ährend d1e Arbeits-

.. a te und häufig ausgelagerte Verwaltungen aufweisen, w 
krafte unterdurchschnittliche Einkommen erzielen. Beides führt zu unterdurch-
schnittr h . . tc er Nachfrage nach DtenstleJstungen. b 1 

Insofern sind entsprechende Änderungen beim Dienstleistungs~nge . ~~ a s 
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tand b · d 1 Angesichts er ro e 
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der U b bl kade fuhren , da eme 
ntersuchungsregion muß das nicht zur Sei st oc 

A6~ssun~ in Iterationsschritten möglich ~st. . .. Iichen Verteilung als 

h~nstletstungen sind sowohl hinsichtlich Ihrer rau~ . 1r: h untersucht 
auc h . teg1en v1e 1ac 
W 

1 rer Bedeutung für regionale Entwlcklungsstra . B herbergungsge-
orden D . . · t ·eh m1t dem e · er vorhegende Bettrag konzentner SI G teil gilt. Vor 

werbe all . k fi. r den das egen 
erdmgs auf einen Dienstleistungsse tor, u 
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